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¢Ytjtmes fdldhmr`l fdrs`ksdm®
Für eine bessere (Aus-)Bildung 
Antragssteller: Bezirksjugendausschuss 

Weiterleitung: Bezirkskonferenz  

 
Bildungschancen 

In keinem anderen Bundesland ist die soziale 

Herkunft so entscheidend für den schulischen - 

und somit den späteren beruflichen - Erfolg wie 

in Bayern. Zahlreiche Studien belegen: Je höher 

das monatliche Nettoeinkommen einer Familie, 

desto besser sind die Schulnoten der Kinder. 

Desto höher sind wiederum die Chancen für 

den Übertritt auf das Gymnasium bzw. die 

Aufnahme des Studiums. Die bayerische 

Bildungspolitik zementiert soziale Ungleich-

heiten, anstatt sie zu beheben.  

Wir fordern ein neues Schulsystem, in dem 

Menschen aus materiell benachteiligten 

Familien die gleichen Aufstiegschancen haben 

wie Menschen wohlhabender Eltern. Gleiches 

gilt auch für Kinder mit Migrationshintergrund. 

Hier bedarf es guter Qualifizierungs-

möglichkeiten für Lehrkräfte um diese für die 

Thematik zu sensibilisieren. Ein erster Schritt ist 

die Auflösung des dreigliedrigen Schulsystems. 

Wir brauchen stattdessen eine Schule, in der 

alle Menschen gemeinsam lernen und den 

ganzen Tag über individuell gefördert werden. 

Nur so bekommen alle Menschen eine faire 

Chance. Ein entsprechendes Konzept zur 

ƔSchule in Bayernƒ wird von der DGB- Jugend 

und dem DGB Bayern erarbeitet. Dies sind vor 

allem Angebote die über das klassische 

Schulsystem hinausgehen: ƔIndividuelle 

Förderung vs. Schulpflichtƒ. 

Der Freistaat Bayern muss eine gebührenfreie 

Bildung für alle ermöglichen. Dazu gehören 

die Abschaffung aller Arten von Studien-

gebühren, die kostenlose Betreuung in 

Kindertagesstätten, Kinderhorten und Kinder-

gärten, die Abschaffung von Schul-, Kurs- und 

Prüfungsgebühren für die öffentlich-geregelte 

Aufstiegsfortbildung (Meister, Techniker, Fach- 

und Betriebswirte etc.) sowie die Abschaffung 

von Schulgeld für berufliche, vollzeitschulische 

Erstausbildungen wie z.B. der Altenpflege.  

Des Weiteren ist die Politik gefordert dafür zu 

sorgen, dass die betrieblichen Hürden (z.B. 

zusätzliche Qualifikationsprüfung nach 

bestandener Weiterbildung) für einen der 

Qualifikation angemessenen Einsatz abgebaut 

bzw. abgeschafft werden. 

Darüber hinaus ist Mitbestimmung ein 

wesentlicher Faktor für gute Bildung. Deshalb 

muss der Freistaat Bayern die Mitbestimmung 

der Schüler/innen in den allgemeinbildenden 

und beruflichen Schulen erweitern und für die 

Studierenden die Verfasste Studierendenschaft 

(wieder) einführen. Um die betriebliche 

Mitbestimmung weiter zu stärken müssen die 

Regelungen des BayPVG denen im BetrVG bzw. 

BPersVG angeglichen werden, insbesondere 

was die Regelungen bzgl. der Freistellung zur 

Seminarteilnahme betrifft. 
Berufsausbildung muss wieder 
 attraktiver werden 

Seit vielen Jahren klagen Unternehmens-

verbände über unbesetzte Ausbildungsplätze, 

vor allem Vertreter aus Branchen, die bisher 

nicht durch eine hohe Qualität der Ausbildung 

aufgefallen sind, wie z.B. das Hotel- und 

Gastgewerbe. In diesen Branchen fehlt es 

eindeutig an der Attraktivität der 

Ausbildungsplätze da sie neben der niedrigen 

Qualität auch keine Zukunftsperspektiven 

bieten und die Entlohnung niedrig ausfällt. 

Betriebe und Verwaltungen brauchen auch in 

Zukunft mehr denn je Fachkräfte aus der 

beruflichen Erstausbildung. Denn gut 

ausgebildetes Personal steigert die Qualität der 

Arbeit und auch darüber sind sich die 

Arbeitgeber im Klaren. Dennoch gibt es wie in 

der Schule Hürden und Auslesemechanismen, 

die dazu führen, dass junge Menschen ihre 

Potenziale nicht ausschöpfen können und dass 

die Berufsausbildung zunehmend unattraktiv 

wird: 
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¶ Im letzten Schuljahr waren etwa 11.844 

Jugendliche in den Bayerischen Berufs-

schulen, die keinen Ausbildungsplatz 

hatten. Das entspricht etwa 4,5% aller 

Berufsschüler/innen. Davon befanden sich 

fast 6.000 Jugendliche nicht in Maß-

nahmen, sondern waren einfach nur 

schulpflichtig. Diese Jugendlichen sind 

entweder marktbenachteiligt oder einfach 

Opfer unseres Bildungssystems. 1 

¶ An dieser Stelle darf die junge Generation, 

nicht vergessen werden, die aufgrund der 

Berechnungsmethodik in den meisten 

Statistiken zum Thema Ausbildung keine 

Berücksichtigung findet. Während der 

Ausbildungspakt bundesweit offiziell nur 

von 15.650 unversorgten Bewerbern 

spricht, zählt er allein 2012 exakt 273.355 

junge Menschen als "versorgt", die von der 

BA als "ausbildungsreif" eingestuft 

wurden, aber nicht in eine voll-

qualifizierende Ausbildung vermittelt 

wurden.2 

¶ Nicht jede Ausbildung ist eine gute 

Ausbildung: Knapp 30 Prozent der 

Auszubildenden sind mit ihrem betrieb-

lichen Ausbildungsplan nicht vertraut. Fast 

24 Prozent der Auszubildenden in Bayern 

bekommen Arbeitsvorgänge selten oder nie 

erklärt, bei 7% besteht die Ausbildung aus 

ƔLearning by doingƒ. Bei mehr als jedem 

zwölften Azubi besteht die Ausbildung aus 

überwiegend ausbildungsfremden 

Tätigkeiten. Mit anderen Worten: es gibt 

eine stattliche Anzahl an Ausbildungs-

betrieben, die nicht ausbildungsreif sind. 

Sie haben keine Ressourcen im Betrieb für 

eine qualitativ gute Ausbildung und 

missbrauchen häufig ihre Auszubildenden 

                                                 
1 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

2012 
2 DGB-Analyse zur Aussagekraft der offiziellen 

Ausbildungsstatistik 2012 

als billige Arbeitskräfte. Ein Grund warum 

Ausbildungen vorzeitig abgebrochen 

werden. In Bayern liegt die Abbruchquote 

bei 21,6%.3 Der Ausbildungsreport der 

DGB Jugend bspw. zeigt deutlich, dass 

zwischen Ausbildungszufriedenheit und den 

Kriterien, die zu Abbrüchen führen, eine 

deutliche Verbindung besteht. 

¶ Wenn 13 Prozent der minderjährigen 

Azubis regelmäßig mehr als 40 Stunden 

arbeite und 34,5% regelmäßig Über-

stunden ableisten, ist das ein klarer 

Rechtsbruch des Jugendarbeitsschutz-

gesetzes.4 Und wir wissen aus dem 

Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeits-

gruppe zur Überprüfung des Jugendarbeits-

schutzes: überlange Arbeitszeiten und 

regelmäßige Überstunden führen in dieser 

Entwicklungsphase bei jungen Menschen 

zu Müdigkeit, Kreislaufproblemen, 

Magenproblemen, Rückenschmerzen. Mit 

langfristigen Folgen für die körperliche und 

psychische Entwicklung dieser jungen 

Menschen. 

Die bayerische Staatsregierung sieht auch hier 

tatenlos zu. Sie entwickelt kein funktionsfähiges 

Übergangssystem, das Jugendliche ohne 

Ausbildung schnell in eine betriebliche 

Ausbildung bringt. Und sie lässt zuständige 

Kammern und Arbeitgeberverbände die 

Ausbildungsreife Jugendlicher bemängeln, 

während Auszubildende aufgrund schlechter 

Ausbildungsbedingungen abbrechen, Prü-

fungen nicht bestehen oder krank werden. 

Es darf nicht vom sozialen Umfeld, 

Aufenthaltsstatus, dem Schulabschluss oder der 

momentanen wirtschaftlichen Situation 

abhängen, ob der Übergang von der Schule in 

die Ausbildung gelingt, er muss für alle 

Interessierten offen stehen und nachhaltige 

Perspektiven schaffen. Anstatt einer Selektion 

                                                 
3 Bildungsberichterstattung der Stadt Nürnberg 2013 
4 Ausbildungsreport DGB Jugend Bayern 2012 
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durch die Unternehmen, brauchen wir eine 

tatsächliche Integrationskraft und Attraktivität 

für junge Frauen, junge Männer, egal ob mit 

oder ohne Migrationshintergrund, für 

Menschen mit und ohne Behinderungen und 

mit niedrigerem und höherem Schulabschluss. 

Mit einer guten Qualität der Ausbildung, einer 

anschließenden Sicherung von Perspektiven 

wird die Zukunftsfähigkeit der Unternehmen 

und die berufliche Zukunftsfähigkeit der 

ausgebildeten Fachkräfte sichergestellt.  
Betriebliche und qualitativ hohe 

Ausbildungskapazitäten sind aus unserer 

Sicht deshalb zu halten und auszubauen. Der 

Freistaat Bayern muss dabei als Arbeitgeber mit 

gutem Beispiel vorangehen. Denn um den 

Fachkräftemangel entgegen zu treten braucht 

die Wirtschaft junge Menschen in der 

Berufsausbildung. Die Unternehmen müssen 

selbst für ihre Zukunft sorgen. Das wird 

langfristig nur funktionieren, wenn sie ihre 

Fachkräfte selbst ausbilden anstatt sie teuer 

einzukaufen. Deshalb fordern wir den Erhalt 

und Ausbau von Ausbildungsplätzen in Bayern. 

Ziel muss ein auswahlfähiges Ausbildungsplatz-

angebot für alle Ausbildungsinteressierten sein. 

Zur Förderung einer stärkeren Ausbildungs-

beteiligung der Betriebe fordern wir für eine 

gerechte Finanzierung der Ausbildung die 

Einführung einer Umlagefinanzierung.  

Der Freistaat Bayern muss die demografische 

Rendite nutzen und die Attraktivität der 

Berufsschulen ausbauen. Dazu gehören die 

im Berufsbildungsgesetz verankerten Zusatz-

angebote für interessierte Auszubildende und 

die Maßnahmen zur individuellen Förderungen 

von Schüler/innen mit Förderbedarfen, die beide 

ausgebaut werden müssen. Außerdem müssen 

die Klassenstärken an Berufsschulen auf unter 

25 Schüler/innen reduziert werden. Ein 

landesweites Investitionsprogramm für eine 

attraktive Berufsschule soll die kommunalen 

Sachaufwandsträger dabei unterstützen, einen 

möglichst hohen und zeitgemäßen Standard an 

Technik und der Gebäude sicherzustellen sowie 

durch Neueinstellungen und Gewinnung von 

Lehrkräften sowie deren bessere Bezahlung  

den hohen Unterrichtsausfall an Berufsschulen 

deutlich zu reduzieren. 

Der Freistaat Bayern muss über die 

Dienstaufsicht der Kammern, die die ihm 

unterstehenden Bezirksregierungen wahr-

nehmen, dafür Sorge tragen, dass die 
Kammerverantwortung für die Durch-

führung der Berufsausbildung ernsthaft 

umgesetzt wird. Andernfalls müssen 

unabhängige Dritte sich um die Qualitäts-

standards in den Ausbildungsbetrieben 

kümmern. 

Um die Qualität der Ausbildung in den 

Pflegeberufen zu gewährleisten (Krankenpflege, 

Hebammen etc.), müssen die Regelungen des 

Berufsbildungsgesetzes für den gesamten 

Ausbildungsbereich Anwendung finden. 

Der Freistaat Bayern muss endlich ein 
effektives und strukturiertes System an 
Übergängen in die betriebliche Aus-

bildung in Zusammenarbeit mit den kreisfreien 

Städten und Landkreisen auf den Weg bringen. 

Jugendliche müssen nach erfolglosen 

Bewerbungen um einen dualen Ausbildungs-

platz die Möglichkeit erhalten, in einer 

Berufsschule ein erstes Ausbildungsjahr zu 

absolvieren und dann spätestens im zweiten 

Jahr in eine Berufsausbildung zu wechseln. Wir 

brauchen in Bayern ein flächendeckendes 

regionales Übergangsmanagement, das auch 

Jugendliche ohne Schulabschluss auffängt. 

Der Freistaat Bayern muss die 
Gleichwertigkeit allgemeiner und 

beruflicher Bildung umsetzen. Allen Auszu-

bildenden ist mit abgeschlossener Berufs-

ausbildung der Hochschulzugang zu gewähren. 

Um beruflich Qualifizierten den Zugang zu 

Studiengängen zu erleichtern, sind spezielle 

Vorbereitungs- und Unterstützungsangebote an 

den Hochschulen zu schaffen. Darüber hinaus 

muss ein System zur Anrechnung von 
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berufsspezifischen Elementen der Erst-

ausbildung sowie von beruflichen 

Aufstiegsfortbildungen auf Hochschulstudien-

gänge entwickelt werden. 
Weiterbildung Fehlanzeige ± ohne uns 

Die Weiterbildungsquote liegt in Bayern mit 

27% unter dem bundesweiten Durchschnitt. 

Auch hier wird dem gegeben, der schon hat.5 

Die Weiterbildungsquote für Beschäftigte in 

einfachen Tätigkeiten bei 11%, für 

Beschäftigten mit Hochschulabschuss bei 44%. 

Dies liegt zum Teil an den Weiterbildungs-

kosten, zum anderen aber auch am selektiven 

oder gar fehlenden Weiterbildungsengagement 

der Betriebe. Viele Beschäftigte weichen für ihr 

Weiterbildungsengagement auf die Freizeit aus 

und bezahlen dies mit ihrem eigenen Geld, 

Überstundenabbau und ihrer Freizeit.  

Unternehmen externalisieren damit Quali-

fizierungskosten auf die Arbeitnehmer/innen 

oder holen sich entsprechende Qualifikationen 

vom expandierenden Weiterbildungsmarkt statt 

selbst in Aus- und Weiterbildung der eigenen 

Beschäftigten zu investieren. 

Auch dieser Entwicklung sieht die bayerische 

Staatsregierung nach der Devise ƔDer Markt 

regelt allesƒ tatenlos zu. In der Folge werden in 

Bayern vorhandene Bildungs- und Fachkräfte-

potenziale nicht ausgeschöpft und provozieren 

auf mittlere Sicht sogar einen hausgemachten 

Fachkräftemangel. 

Wir wollen gute Bildung für alle! Wir leben in 

einer Zeit, in der erworbene Qualifikationen 

enorm schnell wieder veraltet sind. Deshalb ist 

lebenslanges Lernen die Grundlage für 

qualifizierte Fachkräfte und damit Voraus-

setzung für eine innovative und nachhaltige 

Wirtschaft. Unternehmen profitieren von gut 

qualifizierten Fachkräften, dementsprechend 

müssen sie die Verantwortung übernehmen 

Qualifizierungsprogramme und Angebote für 

die Arbeitnehmer/innen zur Verfügung zu 

                                                 
5 Sozialbericht der bayerischen Staatsregierung 2012 

stellen, um sich selbst zu erhalten. Wir fordern 

die Wirtschaft und Politik auf, Maßnahmen für 

gute Weiterbildung zu schaffen. 

Wir fordern ein bayerisches Bildungsurlaubs- 

und Weiterbildungsgesetz einzuführen, das 

sowohl Finanzierungs- als auch Freistellungs-

ansprüche verbindlich regelt. Jeder Mensch hat 

ein Recht auf Qualifizierung und Weiterbildung 

- auch in Bayern! 
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Mindestlohn für Azubis & duale 
Studierende 
Antragssteller: ver.di Jugend Bayern, 

Landesbezirksjugendvorstand 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz, 

Bezirkskonferenz 

 

Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns für 

Auszubildende und dual Studierende (im 

Folgenden: Mindestlohn). Der Mindestlohn soll 

sich an der Höhe des vom DGB geforderten 

Mindestlohns orientieren, jedoch mindestens 

oberhalb der vom statistischen Bundesamt 

festgestellten Armutsgrenze liegen. 

 

Qualität der Ausbildung 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz 
 

Die DGB-Jugend erarbeitet in enger 

Abstimmung mit den Mitgliedsgewerkschaften 

ein Konzept zur Gründung einer unabhängigen 

Behörde, die die Verbesserung und Sicher-

stellung der Qualität der Ausbildung im Betrieb 

und Berufsschule zur Aufgabe hat. 

 

 

 

Gebührenfreie Bildung 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz  

 

Die DGB-Jugend setzt sich für einen 

kostenfreien Zugang zu allen Bildungs-

einrichtungen (von der frühkindlichen Bildung 

bis hin zur Erwachsenenbildung), sowie höhere 

Investitionen im Bildungssektor ein und 

unterstützt Bündnisse, die selbiges Ziel 

verfolgen. 
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¢Ytjtmes fdldhmr`l fdrs`ksdm® 
Für gute und sicher 
Beschäftigung  
Antragssteller: Bezirksjugendausschuss 

Weiterleitung: Bezirkskonferenz 
 

Jugendstudien zeigen, dass der Berufseinstieg 

bei jungen Menschen oberste Priorität hat. 

Jugendliche und junge Erwachsene sehen ihrer 

Zukunft in der Berufswelt und die Angst vor 

Arbeitslosigkeit und Armut als die wichtigsten 

Lebensthemen an. Sie wünschen sich eine 

sichere Beschäftigung und ein sicheres 

Einkommen, um ihr Leben eigenständig 

gestalten und planen zu können. 

Der Berufseinstieg wird aber zunehmend 

schwieriger und brüchiger. Statt einer 

Übernahme nach der Ausbildung in eine 

unbefristete (sozialversicherungspflichtige) Voll-

zeitbeschäftigung wird die junge Generation 

zunehmend mit atypischen Beschäftigungs-

formen und Niedriglöhnen konfrontiert. Eine 

Entwicklung die wir in den letzten 10 Jahren 

beobachten konnten. Die Prekarisierung der 

jungen Generation nimmt zu, Beschäftigungs- 

und Einkommensunsicherheit wachsen. 

Neben ungewollter Teilzeitbeschäftigung und 

meist un- bzw. unterbezahlter Praktika lässt 

sich vor allem eine Zunahme befristeter und 

geringfügiger Beschäftigung sowie ein Anstieg 

der Leiharbeit unter jungen Menschen 

verzeichnen.  

¶ Die Unternehmen ersetzen mit 

Praktikant/innen zunehmend reguläre 

Arbeitskräfte. Bezahlt wird selten. 81% der 

Praktikant/innen (nach dem Studium) 

leisten vollwertige Erwerbsarbeit.6  

¶ Etwa ein Viertel aller Beschäftigten unter 

25 Jahren ist befristet beschäftigt.7 

¶ Beinahe jeder vierte Leiharbeitnehmer ist 

unter 30 Jahre alt.8 

                                                 
6 Studie "Generation Praktikumƒ, DGB Jugend 2011  
7 DGB-Index Gute Arbeit für junge Beschäftigte 2012 

¶ In Bayern nimmt die Zahl der ausschließlich 

in Minijobs beschäftigten Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen bis 25 Jahren in den 

letzten Jahren zu.9 

¶ Atypische Beschäftigte sind besonders mit 

niedrigen Löhnen konfrontiert. 

¶ Leiharbeitnehmer/innen verdienen bis zu 

40% weniger als vergleichbare 

Beschäftigte im gleichen Betrieb.  

¶ Minijobber/innen sind per Definition im 

Niedriglohnbereich angesiedelt, viele 

Befristete sind ebenfalls Niedriglöhner/-

innen.10 

¶ Jedoch auch in Vollzeitbeschäftigungs-

verhältnissen sind junge Menschen nicht 

vor Niedriglöhnen geschützt: von den 15 

bis 24 jährigen Vollzeitbeschäftigen in 

Bayern arbeiten über eine Drittel im 

Niedriglohnbereich.11 

Aufgrund von atypischen und prekären 

Beschäftigungsverhältnissen wird es jungen 

Menschen zudem erschwert sich kontinuierlich 

und langfristig gesellschaftspolitisch zu 

engagieren. Es besteht die Gefahr, dass 

atypische Beschäftigungsverhältnisse in jungen 

Jahren in regelrechten Ɣatypischen Karrierenƒ 

münden. 

Atypische Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 

der verspätete Berufseinstieg führen auch dazu, 

das weniger Entgeltpunkte angesammelt 

werden, die Rentenanwartschaften sinken und 

somit Einbußen bei den Alterseinkünften 

hingenommen werden müssen. Auch die 

Umlegung der gesetzlichen Renten-

versicherungen auf private Versicherungen 

führt zu Nachteilen bei der Altersvorsorge bei 

                                                                       
8 Report ƔLeiharbeit in Bayern - Unreguliert, 

Unterbezahlt, Unsicherƒ, DGB Bayern 2011 
9 Statistik der BA 2011 
10 "Prekäre Beschäftigung in Bayern - jung, weiblich, 

alt", DGB Bayern 2012 
11 Bundestagsanfrage der Linken 2010, Antwort der 

Bundesregierung 
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denjenigen die unterbrochene Erwerbs-

biographien aufgrund ihrer atypischen 

Beschäftigungsverhältnisse nachweisen. Alters-

armut ist damit bereits jetzt vorprogrammiert.  

Auch die Rente mit 67 ist ein Thema für die 

junge Generation, sie müssen bis 67 arbeiten, 

ohne zu wissen ob sie körperlich oder seelisch 

dazu in der Lage sein werden.  

Die Unsicherheit der Beschäftigung erschwert 

eine langfristige Lebensplanung, was vor allem 

einige große Problematik für die junge 

Altersgruppe darstellt. So kann die 

Familienplanung häufig nicht im gewünschten 

Zeitrahmen realisiert werden und muss häufig 

aufgeschoben werden. Die Kreditwürdigkeit 

junger Menschen ist bei atypischer 

Beschäftigung ebenfalls deutlich herabgesetzt. 

Sich eine eigene Wohnung leisten zu können 

oder gar langfristig Wohnraum zu erwerben 

bzw. zu bauen, wird damit hinfällig. Häufige 

Arbeitsorts- und Platzwechsel erschweren 

zudem die Aufrechterhaltung sozialer Kontakte.  

Junge Menschen brauchen gute Arbeit mit 

Sicherheit und Perspektive.  

Wir fordern für alle Auszubildenden im 

Anschluss an ihre erfolgreiche abgeschlossene 

Ausbildung die unbefristete Übernahme, 

wohnortnah, im erlernten Beruf und in Vollzeit. 

Wir fordern dies insbesondere vom Freistaat 

Bayern in seiner Funktion als Arbeitgeber.  

Der Freistaat Bayern kann in seinem 

Einflussbereich den Grundsatz ƔGleicher Lohn 

für gleiche Arbeitƒ für alle seine Beschäftigten 

durchsetzen. Deshalb fordern wir ein bayrisches 

Vergabegesetz, damit öffentliche Aufträge nach 

tariflichen und sozialen Standards geregelt 

werden und staatliches Lohndumping aufhört.  

Zudem fordern wir: 

¶ die Regulierung von Leiharbeit. Der 

Grundsatz, gleicher Lohn für gleiche Arbeit 

muss endlich umgesetzt werden (Equal 

Pay). Darüber hinaus fordern wir die 

deutliche Verbesserung der Arbeits- und 

Einkommensbedingungen von Leiharbeit-

nehmer/innen. Die Arbeitsbedingungen 

müssen denen der Festbeschäftigten 

entsprechen (Equal Treatment). Der 

Streikbrechereinsatz von Leiharbeit-

nehmer/innen muss verboten werden. 

¶ Langfristiges Ziel muss das Wiederverbot 

der Leiharbeit werden 

¶ Ein Verbot von Werkverträgen als Prinzip 

von Lohndumping und Aushebelung von 

Arbeitnehmerrechten 

¶ Solange das Verbot noch nicht wirksam ist, 

muss die Mitbestimmung des BR/PR klar 

festgelegt und erweitert werden. 

¶ die Begrenzung von Befristungs-

möglichkeiten und die Abschaffung der 

sachgrundlosen Befristung. 

¶ eine Mindestausbildungsvergütung für 

Auszubildende sowie die Einführung eines 

gesetzlichen Mindestlohnes, damit Arbeit 

nicht arm macht. 

¶ die Begrenzung und langfristige 

Abschaffung von Minijobs.  

¶ keine Erwerbsarbeit ohne Sozialver-

sicherungspflicht. 

¶ die Abschaffung der Rente mit 67. Darüber 

hinaus brauchen wir eine armutsfeste 

solidarische Alterssicherung, ein tragfähiges 

Konzept dazu hat der DGB bereits 

entwickelt.  
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¢Ytjtmes fdldhmr`l fdrs`ksdm®
Für ein solidarisches Europa 
Antragssteller: Bezirksjugendausschuss 

Weiterleitung: Bezirkskonferenz 

 

Im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise hat 

die Jugendarbeitslosigkeit in Europa in den 

letzten Jahren ein bisher unbekanntes Ausmaß 

angenommen und zählt zu den drängendsten 

und existentiellsten sozial und 

gesellschaftspolitischen Herausforderungen der 

europäischen Politik. Die jungen Menschen 

sind am stärksten von der Wirtschaftskrise 

betroffen, der Anteil der jugendlichen 

Arbeitslosen ist mehr als doppelt so hoch (23,6 

Prozent) wie die Arbeitslosenquote über alle 

Altersgruppen hinweg (10,7 Prozent). Während 

die Werte in den meisten europäischen 

Mitgliedstaaten immer weiter angestiegen sind 

ist in Deutschland der Anteil arbeitsloser 

junger Menschen in der offiziellen Statistik in 

den vergangenen Jahren gesunken. Auch wenn 

die Situation bei weitem nicht mit der Situation 

in Griechenland oder Spanien mit einer 

Jugendarbeitslosenquote von inzwischen fast 

60 Prozent vergleichbar ist, ist die Situation für 

die jungen Menschen trotzdem bei weitem 

nicht so rosig, wie sie sich bei einem Wert von 

ca. 8 Prozent anhört. Denn im gleichen Zug, 

wie die Arbeitslosigkeit zurückgegangen ist, ist 

der Anteil der jungen Menschen in prekären 

Beschäftigungsverhältnissen rasant ange-

stiegen. 

Auch in den anderen europäischen Staaten, 

sind die Jugendlichen, die Arbeit haben, 

besonders stark von prekären 

Arbeitsverhältnissen betroffen. Die 

Jugendarbeitslosigkeit in Europa und die 

enorme Zunahme von prekären 

Arbeitsbeschäftigungen sind nicht nur die 

Probleme der am stärksten davon betroffenen 

Ländern und Menschen, es ist ein europäisches 

Problem, denn es geht um die Gegenwart und 

die Zukunft einer ganzen europäischen 

Generation. Eine Lösung dieser Heraus-

forderung ist daher auch nur durch ein 

gemeinsames und solidarisches Handeln 

möglich. 

Die derzeitige desaströse europäische 

Sparpolitik vergrößert den Schaden immer 

weiter und zerstört die wirtschaftlichen 

Grundlagen der Mitgliedstaaten. Nur durch die 
Schaffung von neuen und nachhaltigen 

Beschäftigungsmöglichkeiten können 

weiterführende arbeitsmarktpolitische Maß-

nahmen zum Aufbau von Beschäftigung und 

einem besseren Übergang von jungen 

Menschen in gute und sichere Beschäftigungs-

verhältnisse führen.  

Der DGB hat mit seinem Marshall-Plan skizziert, 

wie ein solches Aufbauprogramm aussehen 

kann, das mit Zukunftsinvestitionen für eine 

Modernisierung in Europa für dauerhaften 

Wohlstand und Beschäftigung für Alle sowie für 

eine höhere Lebensqualität durch ein 

qualitatives Wachstum sorgt. 

Zur Verbesserung der Situation werden die 

DGB-Jugend und der DGB dazu aufgefordert, 

auf allen politischen Ebenen darauf 

hinzuwirken, dass ein Wechsel von der 

bisherigen Sparpolitik hin zu einer nachhaltigen 

Wirtschaftswachstumspolitik erfolgen muss. In 

einem solchen gesamtwirtschaftlichen Rahmen 

eingebettet begrüßt die Gewerkschaftsjugend 

prinzipiell den europäischen Vorschlag einer 

Jugendgarantie12, sofern die konkrete 

Umsetzung des insgesamt vage formulierten 

Vorschlags tatsächlich dem Anspruch gerecht 

wird konjunkturunabhängige und Perspektiven 

sichernde Angebote zu unterbreiten.  

                                                 

12 ƔAllen jungen Menschen unter 25 Jahren [wird] 

innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten, nachdem 

sie arbeitslos werden oder die Schule verlassen, eine  

hochwertige Arbeitsstelle oder Weiterbildungsmaßnahme 

oder ein hochwertiger Ausbildungs- bzw. Praktikumsplatz 

angebotenƒ 
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Junge Menschen in Europa brauchen 

sichere Zukunftsperspektiven. Der Einstieg 

in  das Berufsleben ist hierbei von zentraler 

Bedeutung. Dies ist besonders wichtig, um an 

der Gesellschaft gleichberechtigt teilzuhaben. 

Egal wo in Europa.  

Wir fordern, dass die Jugendarbeitslosigkeit in 

Europa durch ein EU Programm zur 

Jugendbeschäftigung, das eine gute 

Ausbildung und Arbeit mit Perspektive für 

junge Menschen gewährleistet, bekämpft wird. 

Die konkrete Ausgestaltung der Jugendgarantie 

muss entsprechend der jeweiligen Situation der 

Mitgliedstaaten erfolgen. Für die Umsetzung 

fordert die Gewerkschaftsjugend eine 

solidarische Finanzierung, die es den am 

stärksten betroffenen Ländern auch tatsächlich 

ermöglicht aktiv zu werden. Dazu ist eine 

gerechte Steuerpolitik mit einer 

entsprechenden Umverteilung von oben nach 

unten notwendig, in Deutschland u.a. durch 

eine Vermögenssteuer sowie eine einmalige 

europaweite Vermögensabgabe und eine 

effektivere Erbschaftssteuer. 

 Zudem brauchen wir die Harmonisierung der 

Steuer- und Finanzsysteme und die Einführung 

einer Kapitaltransfersteuer (Tobin-Tax) sowie 

eine deutliche und dauerhafte Erhöhung und 

solidarische Finanzierung des EU-Haushaltes.  

Für eine solidarische europäische und 

weltweite Politik ist die internationale 

Zusammenarbeit zwischen den Gewerk-

schaften unerlässlich und muss weiter 

ausgebaut werden. Wir fordern einheitliche 
Regelungen für die Mitbestimmung von 
Auszubildenden und jungen Be-
schäftigten auf europäischer Ebene 

(Bildung von europäischen Jugend- und 

Auszubildendenvertretungen) sowie in 

weltweit tätigen Unternehmen und Konzernen. 
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Deckelung von 
Managergehältern 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz, 

Bezirkskonferenz 

 

Die DGB-Jugend setzt sich für die Einführung 

einer gesetzlichen Deckelung von Manager-

gehältern ein. 

Die Deckelung soll bei max. dem 15 fachen des 

Firmendurchschnittgehalts in einem Unter-

nehmen sein. 

 

Spekulation mit Agrarrohstoffen 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz, 

Bezirkskonferenz  

 

Die DGB-Jugend setzt sich für ein Verbot der 

Spekulation mit Agrarrohstoffen ein. 

 

Bayern Nazifrei 
Antragssteller: Bezirksjugendausschuss  

Weiterleitung: Bezirkskonferenz  

 

Uns als Gewerkschaftsjugend ist nicht erst seit 

den Morden der Zwickauer Terrorzelle 2011 die 

Gefahr die von ƔRechtsƒ ausgeht bewusst. 

Unfassbar ist aber, dass diese Gruppe über 

mehr als ein Jahrzehnt untergetaucht Anschläge 

und Morde begehen konnte, davon die meisten 

in Bayern.  

Offensichtlich haben die Verfassungs-

schutzbehörden von Bund und Ländern, aber 

auch die Strafverfolgungsbehörden versagt. 

Besonders problematisch ist, dass die NSU 

Morde zuerst der organisierten Kriminalität im 

Migrant/innenmilieu zugeordnet wurden. 

Welche rassistischen Vorurteile mitschwangen 

ist nicht bekannt. Trotz offenkundiger Hinweise 

wurde ein Zusammenhang zur rechtsradikalen 

Szene nicht hergestellt.  

 

Menschenfeindliche Einstellungen finden sich in 

allen gesellschaftlichen Gruppen.13 ƔRechtesƒ 

Gedankengut ist nicht Ɣnurƒ eine 

Randerscheinung, sondern tief in der 

Gesellschaft verankert und bildet den 

Nährboden für eine in Bayern sehr aktive rechte 

Szene. Rechtsterroristische Aktivitäten (z.B. 

generelle Gewaltbereitschaft, Einschüchterung 

politischer Gegner) sind keine Ausprägung, 

sondern Bestandteil der neonazistischen 

Ideologie. Die bayrische Staatsregierung 

verharmlost diesen Zusammenhang. 

 

Seit 2011 wird mit der sogenannten 

ƔDemokratieklauselƒ von den Projektträgern 

gegen Menschenfeindlichkeit, Rassismus und 

Antisemitismus ein Bekenntnis zur freiheitlich-

demokratischen Grundordnung verlangt. 

Darüber hinaus sollen sie auch ihre potenziellen 

Partner auf Verfassungstreue prüfen. Viele 

Träger der Jugend- und Präventionsarbeit, 

darunter auch die DGB Jugend, sehen in dem 

Bekenntniszwang eine Unterstellung des 

Ministeriums, in ihren Reihen würden sich 

ƔAntidemokraten" befinden. Die Logik die 

dahinter steckt: Demokratiefeindliche Ein-

stellungen sind nur am Rande der Gesellschaft 

zu finden, entweder links oder rechts. In der 

Mitte der Gesellschaft kann somit kein 

menschenfeindliches Denken, wie Rassismus, 

Homophobie, Sexismus oder Antisemitismus zu 

finden sein. 

 

Eine lebendige Demokratie braucht engagierte 

und couragierte Bürger/innen, die das 

Grundgesetz und die Bayrische Verfassung ernst 

nehmen und die Demokratie gerade gegen die 

menschenverachtenden Nazipropaganda 

verteidigen.  

Eine Diffamierung antifaschistischen Engage-

ments durch den bayerischen Verfassungsschutz 

                                                 
13 Die Mitte im Umbruch Rechtsextreme Einstellungen in 

Deutschland, FES 2012 
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und die Polizei, wie in der Vergangenheit 

geschehen, verurteilen wir auf das schärfste. 

Personen oder Institutionen, die stellenweise 

jahrzehntelang engagiert gegen Ɣrechtsƒ 

auftraten und/oder sogar Überlebende des 

Naziregimes sind, wurden als Ɣverfassungs-

feindlichƒ bezeichnet.  

 

Die Rolle des Verfassungsschutzes und der 

Einsatz von sogenannten ƔV Leutenƒ ist 

weiterhin nicht nur im Zusammenhang mit dem 

NSU Morden äußerst fraglich.  

Zu nennen ist hier die politische Bildungsarbeit 

des Verfassungsschutzes in Schulen.   

Nicht nur, weil der Verfassungsschutz sein 

Bildungsangebot auf dem wissenschaftlich 

höchst fragwürdigen Extremismusmodell 

aufbaut, sondern auch, weil der Verfassungs-

schutz als Geheimdienst gänzlich andere 

Aufgaben hat. Er sammelt und wertet 

Informationen aus, zur Bildungsarbeit hat er 

keinerlei Legitimation.  

 
Forderungen: 

Die DGB Jugend Bayern verurteilt jegliche Art 

von Rassismus, (Neo-)Faschismus, Anti-

semitismus und Menschenfeindlichkeit. Wir 

streben ein solidarisches Miteinander in Politik 

und Gesellschaft an, unabhängig von Herkunft, 

Abstammung, sexueller Orientierung und/oder 

religiöser Ansichten. Wir werden uns weiterhin 

Nazis und ihrer menschenverachtenden 

Ideologie entgegenstellen und uns friedlich für 

Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit in 

unserer Gesellschaft einsetzen. Wir erklären uns 

deshalb solidarisch mit den Hinterbliebenen der 

Opfer und mit allen von Rassismus betroffenen. 

Für uns galt und gilt: Wehret den Anfängen! 

Faschismus ist keine Meinung, sondern ein 

Verbrechen! 

Daher fordert die DGB Jugend Bayern die 

lückenlose Aufklärung der NSU Morde. Jeder 

Aufklärungsfehler des Verfassungsschutzes der 

Länder und des Bundes, aber auch der 

Strafverfolgungsbehörden muss aufgedeckt 

werden. Dabei sind Konsequenzen für Struktur 

und Aufgaben des Verfassungsschutzes zu 

ziehen.  

Die DGB Jugend wird den Prozess um die NSU 

Morde kritisch und mit öffentlichen Aktionen 

begleiten.  

Die DGB Jugend Bayern fordert ein endgültiges 

Verbot der NPD, des Kameradschafts-

dachverbands Freien Netz Süd und sonstiger 

neonazistischer Gruppierungen sowie deren 

Finanzierung. Wir fordern die Parteien in Bayern 

auf sich vor den Wahlen dafür klar zu 

positionieren und auf Landes- und 

Bundesebene einzusetzen.  

Wir erwarten, dass in Zukunft die öffentlichen 

Behörden uns und unsere befreundeten 

Organisationen im Kampf gegen ƔRechtsƒ 

unterstützen und uns in unsere Arbeit nicht 

behindern. Dazu gehören aus unserer Sicht 

mindestens die Veröffentlichung von geplanten 

Demorouten und/oder Versammlungsorten 

neonazistischer Gruppen. 

Weiterhin fordern wir die Abschaffung der 

sogenannten ƔDemokratieklauselƒ, da die 

Klausel, mit der Organisationen auf ihre 

vermeintliche Verfassungstreue geprüft werden, 

eine bürokratische Schikane darstellt, die die 

eigentliche Präventionsarbeit behindert.  

Wir fordern die Ausweitung der Aufklärungs- 

und Bildungsmaßnahmen für Demokratie und 

Toleranz innerhalb und außerhalb des 

bayrischen Schulsystems. Anders kann es keine 

demokratische Kultur des Hinschauens geben, 

die menschenfeindliche Vorfälle vermindern und 

verhindern kann.  

Den Schritt die Mittel öffentlicher Jugendarbeit 

zu kürzen bzw. stagnieren zu lassen halten wir 

für kontraproduktiv. Nur mit Bildung kann jeder 

mündige Mensch in die Position versetzt 

werden die richtigen Argumente zu finden um 

den Parolen der Nazis entgegentreten zu 

können und den Einzug von rechten Parteien in 
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unsere Parlamente zu verhindern.  

Die DGB Jugend spricht sich eindeutig gegen 

jede Bildungsarbeit durch den Verfassungs-

schutz aus. Dafür gibt es geeignete und 

beauftragte Bildungsträger. Die Gewerkschafts-

jugend setzte sich für eine kritisch, freie und 

qualifizierte politische Bildung als Grundlage 

demokratischer Kultur und Gesellschaft ein. Der 

Verfassungsschutz ist dabei weder als 

eigenständiger Bildungsakteur noch als  

zivilgesellschaftlicher Partner akzeptabel, denn 

politische Bildungsarbeit muss kritisch und 

staatlich unabhängig bleiben.  

 

Anti-Nazi-Arbeit im Lehrplan 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

 

Die DGB-Jugend und ihre Mitglieds-

gewerkschaften setzen sich gemeinsam beim 

Kultusministerium für die Aufnahme einer 

schulischen Aufklärungsarbeit gegen rechte 

Ideologien in den Lehrplan einzusetzen. 

 

Protestformen und ziviler 
Ungehorsam 
Antragssteller: RJA Schweinfurt  

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz, 

Bezirkskonferenz 

 

Die DGB Bezirksjugendkonferenz Bayern möge 

beschließen und an die DGB Bundesjugend-

konferenz weiterleiten: 

Die DGB Jugend unterstützt alle gewaltfreien 

Protest- und Aktionsformen, die der 

Durchsetzung organisationspolitischer Ziele 

dienen. Die DGB Jugend sieht zivilen 

Ungehorsam als legitime Aktionsform zur 

Durchsetzung ihrer Interessen und als Form der 

demokratischen Meinungsäußerung an und 

unterstützt diese. 
 

Inform`shnmronqs`k ¢Bayern 
gegen Linksextremismus® 
abschalten- der Gleichsetzung 
von sogenannten 
Linksextremismus und der 
extrem Rechten entgegentreten! 
Antragssteller: ver.di Jugend Bayern, 

Landesbezirksjugendvorstand 

Weiterleitung: Bezirkskonferenz 
 

Die DGB- Jugend setzt sich bei den zuständigen 

Ministerien dafür ein, dass das Informations-

portal ƔBayern gegen Linksextremismusƒ 

abgeschaltet wird. Zudem versucht sich durch 

eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit über die 

relativierende und nicht zutreffende 

Gleichsetzung vom sogenannten Links-

extremismus und der extrem Rechten zu 

informieren und innerhalb des DGB ein 

kritisches Bewusstsein gegenüber der 

Totalitarismustheorie zu schaffen. 

 

Bündnisarbeit 
Antragssteller: ver.di Jugend Bayern, 

Landesbezirksjugendvorstand 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz,  

Bezirkskonferenz 
 

Die Bezirksjugendkonferenz Bayern möge 

beschließen, dass sich auch die DGB-Jugend 

aktiv an der antirassistischen, anti-

faschistischen, antikapitalistischen, anti-

sexistischen Bündnisarbeit mit nach unserem 

Verständnis demokratischen Bündnissen 

beteiligt. 
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Flüchtlingsproteste unterstützen- 
eine diskriminierungsfreie 
Gesellschaft gestalten!  
Antragssteller: ver.di Jugend Bayern, 

Landesbezirksjugendvorstand 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz,  

Bezirkskonferenz  
 

Bundesweit kämpfen Flüchtlinge für ihre 

Rechte. Der DGB erklärt sich solidarisch mit den 

Protesten der kämpfenden Flüchtlinge. Der DGB 

unterstützt den Flüchtlingsprotest mit dem ihm 

zur Verfügung stehenden Mitteln. 

 

Für Offenheit und Toleranz 
Antragssteller: RJA Schweinfurt  

Weiterleitung: Bezirkskonferenz, 

Bundesjugendkonferenz  

 

Die DGB Jugend setzt sich für Offenheit und 

Toleranz ein.  

Rechten, fremdenfeindlichen, homophoben und 

sexistischen Einstellungen treten wir durch 

einen kontinuierliche und effektive Bildungs- 

und Aufklärungsarbeit entgegen. Daher führen 

wir, in allen Regionen Seminare gegen 

Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Homophobie, 

Sexismus und weitere Diskriminierungsformen 

durch. 

 

Abschaffung des 
Betreuungsgelds 
Antragssteller: jungeNGG Bayern 

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz, 

Bezirkskonferenz 

 

Der DGB setzt sich für die Abschaffung des neu 

eingeführten Betreuungsgeldes ein. 

Senkung des aktiven Wahlalters 
auf 16 Jahre 
Antragssteller: RJA Schweinfurt  

Weiterleitung: Bundesjugendkonferenz 

 

Die DGB Jugend spricht sich für die Senkung 

des aktiven Wahlalters auf 16 Jahre für 

Kommunal,- Landes-, Bundestags- und Europa-

wahlen aus und setzt sich für eine verstärkte 

politische Bildung an allgemeinbildenden 

Schulen ein. 

 

 
 

 
 

 


